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 Aufgrund des § 3 der Landkreisverordnung für Baden-Württemberg in der jeweils geltenden 
Fassung hat der Kreistag des Landkreises Calw am 10.03.2025 folgende 

 
1. Satzung 

 
zur Änderung der Satzung gemäß Art. 3 Abs. 2 Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 (VO 
1370/2007) über die Rabattierung und Anwendung des Deutschlandtickets und des 

Deutschlandtickets JugendBW im Rahmen des Verbundtarifes der Verkehrsgesellschaft 
Bäderkreis Calw mbH (VGC) (Allgemeine Vorschrift) vom 14.10.2024 

 
beschlossen 

  
   

Artikel 1 
1. § 6 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
 
(2) 1Voraussetzung für die Beibehaltung des Deutschlandtickets JugendBW ist eine anteilige 
Finanzierung der mit dem Deutschlandticket JugendBW verbundenen wirtschaftlichen 
Nachteile durch das Land Baden-Württemberg entsprechend der Vorgaben der Richtlinie des 
Ministeriums für Verkehr über die Gewährung von Zuwendungen im Zusammenhang mit dem 
Deutschlandticket im Jahr 2025 im Land Baden-Württemberg (Förderrichtlinie 
Deutschlandticket - ÖPNV 2025). 
 
2. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 
 
(1) 2Die Erstattung erfolgt in Höhe des Betrags, der dem Landkreis als Aufgabenträger 
vom Bund und/oder dem Land Baden-Württemberg hierfür zur Verfügung gestellt wird 
zuzüglich des nach Ziff. 8.5.3 der Förderrichtlinie Deutschlandticket – ÖPNV 2025 zu 
leistenden Eigenanteils des Landkreises in Zusammenhang mit dem Deutschlandticket 
JugendBW. 
 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
 
(2) 1Der den Verbundunternehmen zustehende Ausgleich der mit der Einführung des 
Deutschlandtickets gem. § 5 und dem Deutschlandticket JugendBW gem. § 6 
verbundenen wirtschaftlichen Schadens errechnet sich nach den Vorgaben der 
Förderrichtlinie Deutschlandticket - ÖPNV 2025.  

  
   

Artikel 2 
  
Diese Änderungssatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2025 in Kraft. 
  
 
Calw, den 21.07.2025 
 
 
 
 
Helmut Riegger 
Landrat 
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Hinweis nach § 3 Abs. 4 Landkreisordnung 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Landkreisordnung 
Baden-Württemberg (LKrO) oder von aufgrund der LKrO erlassenen Rechtsvorschriften 
beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 3 Abs. 4 LKrO unbeachtlich, wenn 
sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung 
dieser Satzung gegenüber dem Landkreis Calw geltend gemacht worden ist; der 
Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn 
die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Satzung oder anderer Rechtsvorschriften des Landkreises Calw 
verletzt worden sind. 
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